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Strom-Erlass für die Stahlbranche?
Das Parlament rüttelt an einem alten Tabu und spricht sich deutlich für staatlicheHilfen für die hiesige Stahlindustrie aus.
Branchenvertreter reagieren erfreut, warnen aber davor, die Fehler der EU zuwiederholen.

Gregory Remez

Nach der überraschend deutli-
chenAnnahmederhitzig disku-
tierten Motion «zur Sicherung
desProduktions-undRecycling-
standortsSchweiz»reagierteder
grösste Stahlkocher des Landes
wenigüberraschenderleichtert.
Der Chef der Luzerner Swiss-
Steel-Gruppe, FrankKoch, deu-
tete das Abstimmungsergebnis
im Nationalrat als «bedeuten-
den Meilenstein zur Sicherung
derKreislaufwirtschaft».Dieses
ebne den Weg, die «stolze
200-jährige Erfolgsgeschichte
des Metallrecyclings in der
Schweiz nachhaltig in die Zu-
kunft» zu tragen.

Mit 119 gegen 56 Stimmen
hatte die grosse Kammer am
Donnerstag die entsprechende
Motion von SP-Ständerat Ro-
berto Zanetti angenommen.
Darin wird von Bundesrat und
Wirtschaftsminister Guy Par-
melin ein Massnahmenpaket
zumErhalt der Schweizer Stahl-
industrie gefordert. Im Grund-
satzgeht esdarum,mit gezielten
staatlichen Eingriffen jene
Marktungleichgewichteabzufe-
dern, welche durch «die massi-
veEnergie- und Industriepolitik
derEUzugunstenderStahl- und
Aluminiumindustrieentstanden
sind», soZanetti. FüreineSiche-
rung der Wertschöpfungskette
in der Schweiz brauche es
«gleichlange Spiesse».

«Vonstrategischer
Bedeutung fürdieSchweiz»
Als mögliche Massnahme zur
Stützung der energieintensiven
Branchewird etwa ein vorüber-
gehender Erlass von zusätzli-
chen Stromabgaben wie des
Netzzuschlags oder von Abga-
ben für die Winterstromreser-
ven vorgeschlagen.

Die SVP-Nationalrätin und
PräsidentindesDachverbandes

Metal SuisseDianaGutjahrhat-
te eine gleichlautende Motion
eingereicht. Sie argumentierte
unter anderem damit, dass
SchweizerBetriebenicht aufAu-
genhöhe wirtschaften können,
solange «die Konkurrenzunter-
nehmen in der EU so stark sub-
ventioniert»würden.

Entsprechend erfreut zeigte
sie sich nun über die Annahme
ihres Anliegens. Der Entscheid
desNationalrats sei«vonstrate-
gischer Bedeutung für die ver-
bliebenen Standorte in der
Schweiz», sagte Gutjahr. Nebst
demWerkvonSwissSteel inEm-
menbrückesinddiesnamentlich
dasStahlwerkGerlafingenimso-

lothurnischenGerlafingen,meh-
rere Von-Roll-Giessereien mit
Hauptsitz in Emmenbrücke so-
wie Aluwerke imWallis undBa-
selland. «Hätte man sich ohne
Widerstand dem strategischen
Standortwettkampf der EU
unterworfen, wäre die Versor-
gungssicherheit der Schweizer
Wirtschaft fahrlässig aufs Spiel
gesetzt worden.»

Insgesamt geht es laut den
Motionären um bis zu 20000
direkt betroffene Arbeitsplätze.
Entlang der gesamten Wert-
schöpfungskette, zu der auch
Händler wie etwa Stocker Stahl
in Rothenburg zählen, könnten
landesweit gar rund 100000

Arbeitsplätze betroffen sein.Al-
lein Swiss Steel beschäftigt in
der Zentralschweiz rund 800
Angestellte. Die international
tätige Firmengruppe benötigt
am Standort seiner Tochterge-
sellschaft Steeltec in Emmen-
brücke ungefähr so viel Strom
wie die ganze Stadt Luzern.
Grund dafür ist das Elektro-
stahlverfahren, das hier für die
Produktion von Stahl angewen-
det wird. Vereinfacht gesagt,
wird dabei Schrott in einem rie-
sigen Ofen zu hochwertigem
Spezialstahl verarbeitet. Im
Steeltec-Werkwird vorwiegend
Eisenschrott aus der Schweiz in
einem80-Tonnen-Elektrolicht-

bogenofeneingeschmolzen; der
Stromdafür stammtaus Schwei-
zerWasserkraft.

Engpässe,hohePreise,
Kurzarbeit
ImParlamentwardieMotionzu-
vorkontroversdebattiertundvon
denBefürworternderstaatlichen
Unterstützungsmassnahmen zu
einer Art Grundsatzentscheid
über die Zukunft der Schweizer
Stahl-und Aluminiumindustrie
stilisiert worden. Die Branche
hatteseitdemAusbruchderPan-
demieunddesUkrainekriegsmit
Versorgungsengpässen und ex-
plodierenden Energiepreisen zu
kämpfen. Swiss Steelmussteda-

herwieschonzuBeginnderPan-
demie auf das Instrument der
Kurzarbeit zurückgreifen. Wie
CHMedia weiss, wurde die Be-
legschaft im laufenden Jahr be-
reits mehrere Male in unter-
schiedlichem Umfang in Kurz-
arbeit geschickt.

Diese Umstände haben au-
genscheinlichdazugeführt,dass
sich das Parlament nicht mehr
scheute, aneinemaltenSchwei-
zer Tabu zu rütteln: jenem der
NichteinmischungdesStaates in
die Industrie.VordemNational-
rat wurde Zanettis Motion be-
reits vom Ständerat mit 35 zu 5
Stimmen gutgeheissen. Damit
stellen sichbeideKammernklar
gegen Wirtschaftsminister Par-
melin und die vorberatende
Wirtschaftskommission,die sich
mit ordnungspolitischen Argu-
menten gegen einen staatliche
Eingriff ausgesprochen hatten.

Nun ist es amBundesrat, das
geforderteMassnahmenpaket in
Absprache mit der Branche um-
zusetzen. Laut Andreas Steffes,
Geschäftsführer von Metal
Suisse, ist der Auftrag an die Re-
gierung klar formuliert: «Die
Standorte der Aluminium- und
Stahlindustrie inderSchweizsind
aufgrund der ausländischen In-
dustriepolitikmassiv gefährdet.

Die Lösung sieht er in erster
Linie inderKlima-undIndustrie-
politik. Der Hebel in der Dekar-
bonisierungbiete zahlreicheAn-
sätze, um im Zusammenspiel
einer intelligentenEnergiepolitik
die Wettbewerbsfähigkeit wie-
derherzustellen–ohne jedochdie
FehlerderEU-Industriepolitikzu
wiederholen, die gemäss Kriti-
kernunter anderemzueiner sin-
kendenInnovationsfähigkeitund
technologischen Rückständen
geführthaben.AuchPräsidentin
Gutjahr hatte zuletzt wiederholt
betont, siewollekeine Industrie-
politikà laEU,«wosichderStaat
in alles einmischt».

Die Swiss-Steel-Tochter Steeltec in Emmenbrücke benötigt ungefähr so viel Strom wie die Stadt Luzern. Bild: Eveline Beerkircher (24. 8. 2023)

Aussichten

Der Verfassungskonsens will gepflegt sein
Warum sind gewisse Länder
arm,während andere reich
sind? Eine kurze Antwort auf
dieseMutter aller ökonomi-
schen Fragen ist: Das entschei-
det sich letztlich über die
«Spielregeln» im jeweiligen
Land. Zu diesen Spielregeln
gehören ungeschriebene
RegelnwieGewohnheiten und
Gebräuche ebensowie der
formelle, geschriebene Rechts-
rahmen. In derÖkonomie
sprechenwir auch von ver-
schiedenen Institutionen, die
zusammen einenOrdnungs-
rahmen schaffen.

Wenn also zumBeispiel in
Nordkorea das Pro-Kopf-Ein-
kommen über 25-mal kleiner
ist als in Südkorea, dann hat
das nichtsmit demnordkorea-
nischenVolk zu tun. Es liegt
auch kauman der geografi-
schen Lage oder an Boden-
schätzen. Es liegt an den

geschriebenen und ungeschrie-
benen Spielregeln, die in
diesen beiden Ländern völlig
unterschiedlich sind und zu
einem völlig unterschiedlichen
Ergebnis führen.Wermehr
Beispielemöchte, lese das
dicke Buch «WarumNationen
scheitern» vonDaron
Acemoğlu und James Robin-
son. Nationen scheitern, wenn
die Spielregeln Korruption,
Günstlingswirtschaft und
Faulheit fördern, anstatt
Initiative, Innovationen und
Investitionen zu begünstigen.

Die Schweiz ist nicht geschei-
tert. UnserOrdnungsrahmen
hat zuWohlstand geführt, und
so habenwirmit dem 175-jäh-
rigen Bestehen unserer Verfas-
sung etwas zu feiern. Die
Verfassung ist fundamentale
Basis unserer Spielregeln. Sie
sagt uns nicht nur, was die
wichtigsten Regeln sind. Sie

sagt uns vor allem auch, wie
wir neue Regeln schaffen.
Meinungen zu Sachfragen
gehen auseinander, das ist
normal. Vonmir aus hätte das
Parlament den Import von
Stopflebern verbieten können.
Hat es aber nicht. Trotzdem
finde ich es richtig, dass diese
Frage vomParlament entschie-
denwurde, und nicht etwa von
einemAutokraten oder von
einemKartell.

Nicht jedesGesetz wird einem
genehm sein, aber es sollte
möglichst weitgehende Einig-
keit darüber herrschen, nach
welchen Spielregelnwir neue
Spielregeln festlegen.Wirt-
schaftsnobelpreisträger James
M. Buchanan hat dies erforscht
und die Bedeutung dieses
sogenannten «Verfassungs-
konsenses» betont.Wie nahe
die Schweiz im 19. Jahrhundert
mit ihrer Bundesverfassung an

einen idealen Verfassungskon-
sens gelangte, ist bemerkens-
wert. Hier, wo es doch so viele
und verschiedeneMinderhei-
ten gab und gibt. Unser Vorteil
dabei war und ist, dass die
Trennlinien zwischenMehr-
heits- undMinderheitsgruppen
immerwieder anders verlau-
fen.Während zumBeispiel die
Grenze zwischenWest- und
Deutschschweiz grob vonNord
nach Süd verläuft, verläuft die
Trennlinie zwischenAlpen und
Flachland eher vonWest nach
Ost. Stadt und Land sowie die
Konfessionen verteilen sich
wieder anders, und nochmals
andere Trennlinien verlaufen
gar nicht geografisch. Dieses
Kreuz-und-quer der Trennli-
nien sorgt dafür, dass vielemal
zurMinderheit undmal zur
Mehrheit gehören. Das fördert
eine pragmatischereHerange-
hensweise zur Frage, nach
welcher Verfassungman

Entscheide herbeiführenwill.
DasGlück der sich überkreu-
zendenTrennlinien hat essen-
zielle Schweizer Institutionen
begünstigt: Den Föderalismus,
das Zweikammersystem, die
direktdemokratischen Instru-
mente und die sozialeMarkt-
wirtschaft.

DieWelt verändert sich und
es wird in Zukunft vielleicht
neue oder verschobene
Trennlinien geben. Ob unsere
Nachfahren in 175 Jahren
wiederum freudig feiern
werden? Dies hängt auch
davon ab, ob wir die Verfas-
sungmit der Zeit gehend
aktuell halten können, und ob
uns der Grundkonsens erhal-
ten bleibt. Föderalismus und
direkte Demokratie bieten
viel und gute Gelegenheit,
damit politische Grundsätze
und pragmatische Lösungen
zielorientiert und abwägend

verhandelt werden können.
Wird diese Chance gut ge-
nutzt? Haben wir (noch) einen
öffentlichen Diskurs, in dem
die Ansichten und Interessen
vonMehr- undMinderheiten
angehört und abgewogen
werden? Oder nehmen Polari-
sierung, Halbwahrheiten und
oberflächliche Schlagworte
überhand? Der Verfassungs-
konsens beeinflusst unseren
Wohlstand fundamental,
tragen wir Sorge dazu.
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